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938. Verordnung: Ergänzungszulagenverordnung 1994 — ErgZV 1994
939. Kundmachung: Ausspruch des Verfassungsgerichtshofgesetzes, daß § 25 Abs. 1 und 2 des

Ärztegesetzes 1984, BGBl. Nr. 373, verfassungswidrig war
940 . Kundmachung: Aufhebung einer Wortfolge im § 219 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung durch den

Verfassungsgerichtshof
9 4 1 . Kundmachung: Aufhebung der Wasserleitungsordnung der Gemeinde Großdietmanns durch den

Verfassungsgerichtshof
942. Kundmachung: Emblem und Abkürzung des Umweltprogrammes der Vereinten Nationen (UNEP)

in englischer, arabischer, chinesischer, französischer, russischer und spanischer
Sprache

938. Verordnung der Bundesregierung über
die Mindestsätze für die Bemessung der
Ergänzungszulage nach dem Pensionsgesetz
1965 (Ergänzungszulagenverordnung 1994 —

ErgZV 1994)

Auf Grund des § 26 Abs. 5 des Pensionsgesetzes
1965, BGBl. Nr. 340, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 532/1993, der §§ 106 und
124 Abs. 2 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes,
BGBl. Nr. 302/1984, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 519/1993, und des § 114
des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 296/1985, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 334/1993, wird verordnet:

§ 1. Der Mindestsatz im Sinne des § 26 Abs. 5 des
Pensionsgesetzes 1965 beträgt

1. für den Beamten 7 500 S und erhöht sich für
den Ehegatten, der bei der Bemessung der
Haushaltszulage zu berücksichtigen ist, um
3 200 S und für jedes Kind, das bei der
Bemessung der Haushaltszulage zu berück-
sichtigen ist, um 799 S;

2. für den überlebenden Ehegatten 7 500 S und
erhöht sich für jedes Kind, für das dem
überlebenden Ehegatten eine Haushaltszulage
gebührt, um 799 S;

3. für eine Halbwaise bis zur Vollendung des im
§ 26 Abs. 5 Z 3 des Pensionsgesetzes 1965
jeweils bezeichneten Lebensjahres 2 801 S und
nach diesem Zeitpunkt 4 976 S;

4. für eine Vollwaise bis zur Vollendung des im
§ 26 Abs. 5 Z 3 des Pensionsgesetzes 1965
jeweils bezeichneten Lebensjahres 4 206 S und
nach diesem Zeitpunkt 7 500 S;

5. für einen früheren Ehegatten 7 500 S.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1994 in
Kraft.

Vranitzky Busek Dohnal Weiss
Hesoun Lacina Ausserwinkler Löschnak
Michalek Fasslabend Fischler Rauch-Kallat

Scholten

939. Kundmachung des Bundeskanzlers über
den Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes,
daß § 25 Abs. 1 und 2 des Ärztegesetzes 1984,

BGBl. Nr. 373, verfassungswidrig war

Gemäß Art. 140 Abs. 4 und 5 B-VG und gemäß
den §§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 30. September 1993, G 5/93, dem Bundeskanz-
ler zugestellt am 3. Dezember 1993, ausgesprochen,
daß § 25 Abs. 1 und 2 des Ärztegesetzes 1984, BGBl.
Nr. 373, verfassungswidrig war.

Vranitzky
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940. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung einer Wortfolge im § 219 Abs. 2
der Zivilprozeßordnung durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 13. Oktober 1993, G 248/91-7,
V 190/91-7, dem Bundeskanzler zugestellt am
29. November 1993, die im § 219 Abs. 2 zweiter
Satz der Zivilprozeßordnung, RGBl. Nr. 113/1895,
enthaltene Wortfolge „vom Vorsteher des Gerich-
tes" als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky

941. Kundmachung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über die Aufhebung
der Wasserleitungsordnung der Gemeinde
Großdietmanns durch den Verfassungsge-

richtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 13. Oktober 1993, V 106/92-9, dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft zugestellt am

2. Dezember 1993, die Wasserleitungsordnung der
Gemeinde Großdietmanns vom 15. September 1982
(kundgemacht durch Anschlag an der Amtstafel
vom 16. September 1982 bis 1. Oktober 1982) als
gesetzwidrig aufgehoben.

Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. März 1994
in Kraft.

Fischler

942. Kundmachung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend das
Emblem und die Abkürzung des Umweltpro-
grammes der Vereinten Nationen (UNEP) in
englischer, arabischer, chinesischer, französi-

scher, russischer und spanischer Sprache

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. c des
Markenschutzgesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 109/1993, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten
kundgemacht, daß das Emblem und die Abkürzung
des Umweltprogrammes der Vereinten Nationen
(UNEP) in englischer, arabischer, chinesischer,
französischer, russischer und spanischer Sprache,
welche im Markenregister des Österreichischen
Patentamtes für jedermann zur Einsicht aufliegen,
von der Registrierung nach dem Markenschutzge-
setz ausgeschlossen ist.

Schüssel


